
 
D i e  B ü r g e r m e i s t e r i n  
Fachbereich 7 - Interner Service 
 

Vorlage Nr. 542/10 
 
 

Betreff: 
 

Übertragung der Durchführung von Widerspruchsverfahren und 
der Vertretung in gerichtlichen Vefahren in 
Versorgungsangelegenheiten auf die Westfälisch-Lippische 
Versorgungskasse 

  
Status: öffentlich 

 

Beratungsfolge 
Rat der Stadt Rheine 14.12.2010 Berichterstattung

durch: 
Frau Dr. Kordfelder 

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         

Betroffene Produkte 
72 Service Personal 
 
Betroffenes Leitbildprojekt/Betroffene Maßnahme des IEHK 
 

      
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

 Ja  Nein 
 einmalig  jährlich  einmalig + jährlich 

 
 

Ergebnisplan   Investitionsplan 
 

Erträge         Einzahlungen        
Aufwendungen         Auszahlungen        
 
 

Finanzierung gesichert 
, 

 Ja  Nein 
durch 

 Haushaltsmittel bei Produkt / Projekt       
 Mittelumschichtung aus Produkt / Projekt       
 sonstiges (siehe Begründung) 

 
mittelstandsrelevante Vorschrift 
 

 Ja  Nein 
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Vorlage Nr. 542/10 
 
Beschlussvorschlag/Empfehlung: 
  
Der Rat der Stadt Rheine als Dienstherr überträgt die Durchführung von Wider-
spruchsverfahren sowie die Vertretung in gerichtlichen Verfahren in Versor-
gungsangelegenheiten auf die Westfälisch-Lippische Versorgungskasse. 
 
 
Begründung: 
  
Nach § 92 des Landesbeamtengesetzes Nordrhein-Westfalen (LBG) kann der 
Dienstherr Aufgaben der Personalverwaltung auf eine andere personalverwalten-
de Stelle übertragen. Nach § 92 Abs. 1 S. 2 kann sich diese Übertragung aus-
drücklich auf die Durchführung von Widerspruchsverfahren und die Vertretung in 
gerichtlichen Verfahren erstrecken. Nach Abs. 4 gilt dies entsprechend auch für 
die Tätigkeit der kommunalen Versorgungskassen. 
Der § 2 des Gesetzes über die kommunalen Versorgungskassen und Zusatzver-
sorgungskassen im Lande Nordrhein-Westfalen (VKZVKG) nennt ebenfalls die 
Übernahme von Tätigkeiten personalverwaltender Stellen als eine mögliche Auf-
gabe der Versorgungskassen. 
 
Bereits in der Ratssitzung am 11.03.2008 wurde die Festsetzungsbefugnis der 
Versorgungsbezüge auf die Westfälisch-Lippische Versorgungskasse übertragen 
(Vorl.-Nr. 143/08). 
 
Auf Grund des für Widerspruchs- und gerichtliche Verfahren erforderlichen hohen 
Detailwissens ist die beabsichtige Übertragung dieser Befugnisse sinnvoll. 
 
Es wird nochmals darauf hingewiesen, dass die Entscheidungen über die Berück-
sichtigung von Zeiten als ruhegehaltfähige Dienstzeit sowie die Bewilligung von 
Versorgungsbezügen auf Grund von Kann-Vorschriften weiterhin bei der Stadt 
Rheine als Dienstherr verbleiben. 
 
Die Übertragung der Durchführung von Widerspruchsverfahren sowie der Vertre-
tung in gerichtlichen Verfahren verursacht keine zusätzlichen Kosten. 
 
 


